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Zeiten der innenpolitischen Krisen und Anspannungen lassen die Europapolitik
nicht länger unberührt. Das letzte Jahr deutscher Europapolitik hat diese Tendenz
um die Außenpolitik erweitert: In Strategie und Taktik bestimmten die Irak-Krise,
der offene Dissens im transatlantischen Verhältnis sowie die daraus resultierende
Fraktionierung der EU-Mitglieder und Anwärter die Szene. Zugleich wurde auf der
Bühne der EU-Entwicklung im Wesentlichen das Stück gegeben, das seit langem
zum Lieblingsrepertoire deutscher Politik im Spielplan der EU zählt: Vertiefung
und Erweiterung - die Entscheidung zur Aufnahme von zehn neuen Mitgliedern
einerseits, die Arbeit des Konvents an einer Verfassung für Europa andererseits.

Üblicherweise wäre eine solche Agenda in Deutschland mit parteiübergreifend
geführten intensiven ordnungspolitischen Europadebatten verbunden gewesen -
und diese Vorliebe für die Planung einer politischen Ordnung für Europa wurde
durchaus ausgelebt. Doch die positionsbestimmende Konstellation hatte die klare
Position des Bundeskanzlers zum Kriege gegen den Irak begründet. Das Nein zur
amerikanischen Politik schuf Distanz zu Großbritannien und erforderte ein Ja zu
Frankreich, hob die sachten Erfolge Schröders in der Einbindung Aznars in den
Kreis der EU-Architekten auf und frustrierte die Erwartungen der Polen und ande-
rer künftiger EU-Mitglieder. Auf der Ebene der Akteure rückte der Kanzler in den
Vordergrund; es war seine Festlegung, die die Außen- und Europapolitik trieb, nur
Schröder konnte auf Augenhöhe mit Chirac und Putin agieren. Zwar war nach der
Wahl keine Rede mehr von der Schaffung eines Europaministers und Fischer setz-
te auch durch, selbst den Platz von Peter Glotz im Europäischen Konvent zu über-
nehmen, doch mit Hans-Martin Bury erhielt er einen Vertrauten Schröders als
Staatsminister, während im Bundeskanzleramt gleichzeitig für die Europapolitik
eine eigene Abteilung geschaffen wurde. Fischers Aufgabe war die des Abfederns
transatlantischer Differenz auf der einen Seite und die des Unterfütterns des reani-
mierten deutsch-französischen Motors für Europa auf der anderen Seite.

Der deutsch-französisch-russische Schulterschluss hatte einen Preis, der vor-
nehmlich in der EU-Politik zu entrichten war: Dies zeigt die Positionsverschiebung
Deutschlands im Blick auf die institutionelle Konstruktion der Europäischen Union
wie die Kompromissbereitschaft in der Reform ihrer Politiken - selten hat man seit
1998 die Bundesrepublik in der Agrarfrage so verständnisvoll gegenüber französi-
schen Anliegen gesehen wie im zurückliegenden Jahr.
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Europapolitische Zielsetzungen des zweiten Kabinetts Schröder

Kontinuität und eine bewusst formulierte Betonung der atlantischen wie der euro-
päischen Verankerung deutscher Außenpolitik bestimmten den Auftakt der erneuer-
ten Koalition zwischen Sozialdemokraten und Grünen. „Ein enges Verhältnis zu
den USA, dem wichtigsten außereuropäischen Partner Deutschlands, ist neben der
europäischen Integration der zweite Pfeiler, auf dem die Freiheit und die Demo-
kratie Deutschlands aufgebaut ist. Die freundschaftliche Beziehung zu den USA
beruht auf gemeinsamen Werten und gemeinsamen Interessen. Sie bleibt eine un-
verzichtbare Konstante der deutschen Außenpolitik."1

Für die Bundesregierung besäßen die Erweiterung wie der Erfolg des Konvents
gleichermaßen Priorität. Die Ziele der deutschen Europapolitik für das Ergebnis der
Konventsarbeit, damit die EU „auch mit 25 oder mehr Mitgliedstaaten politisch
führbar bleibt," umriss Schröder in folgenden Eckpunkten. Der Verfassungsentwurf
müsse beinhalten: „eine eindeutige Abgrenzung der Kompetenzen zwischen den
Mitgliedstaaten und der Europäischen Union, die Schaffung einer starken und zu-
gleich auch politisch verantwortlichen Kommission, deren Präsident vom Europä-
ischen Parlament zu wählen ist, ein in seinen Rechten deutlich gestärktes Europä-
isches Parlament, die Reform des Rates, der grundsätzlich mit qualifizierter Mehr-
heit entscheiden soll und eine verbesserte Zusammenarbeit der Gemeinschaft in
Fragen der inneren und äußeren Sicherheit."2

Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen finden sich
weitergehende Präzisierungen der deutschen Präferenzen in institutioneller Hin-
sicht wie im Blick auf die Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU
und die Erweiterung der „verstärkten Zusammenarbeit" in diesem Bereich.3 So wird
der Ausbau der Kommission zu einer „starken, politisch verantwortlichen Exeku-
tive" und die Ausweitung der Mitentscheidungs- und der Budgetrechte des Europä-
ischen Parlaments gefordert. In der GASP sollten „Entscheidungen grundsätzlich
mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden." Der Koalitionsvertrag optiert bereits
für einen ,Doppelhut' des Kommissars für die Außenbeziehungen und des Hohen
Repräsentanten und einen „leistungsfähigen europäischen diplomatischen Dienst."
Die ESVP soll zu einer „Sicherheits- und Verteidigungsunion" mit verstärkter Inte-
gration von Streitkräften und Rüstung fortentwickelt werden. Explizit formuliert
die Koalitionsvereinbarung die „Einführung der verstärkten Zusammenarbeit für
die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik."

Die Säulenstruktur der Verträge solle überwunden und die Justiz- und Innenpoli-
tik integriert werden. Neben dem Ausbau von Europol zu einer „mit Ermittlungs-
befugnissen ausgestatteten Gemeinschaftseinrichtung" will sich die Koalition für
„ein Zieldatum für eine europäische Grenzpolizei" einsetzen." Auch die Neu-
auflage der rot-grünen Koalition strebt eine „grundlegende Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik" an, vor allem über die „schrittweise Entkopplung der Agrar-
direktzahlungen von der Produktion." Die Koalition will ferner eine „Absenkung
des Anteils der Agrarausgaben am EU-Haushalt" und die Gegenfinanzierung von
Ausgaben für die Beitrittsländer durch „Rückführung der Agrardirekthilfen in den
alten Mitgliedstaaten." Frei werdende Mittel sollen für andere EU-Aufgaben ein-
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gesetzt werden. Zugleich erneuert der Koalitionsvertrag mit dem Ziel einer „fairen
Lastenteilung" das deutsche Anliegen einer Neuregelung der EU-Finanzen.

Zurück in die Zukunft: Die Wiedergeburt einer deutsch-französischen Achse

Über ein Jahrzehnt lang war die Schwäche des deutsch-französischen Motors in der
EU zu besichtigen, vielfach beklagt in der Politik, zuletzt noch in der Wahlkampf-
taktik der Opposition, man erinnere sich nur an den Besuch Stoibers in Paris im Juli
2002 und seine häufigen Verweise auf „ausgiebige Telefonate mit Chirac."4 In der
Krise um die amerikanische Irak-Politik kehrte der Gleichklang zurück. Die neue
Übereinstimmung entsprach jedoch nicht dem über die neunziger Jahre hinweg
gepflegten Bild vom Verblassen einer gemeinsamen Vision von Europa,5 sondern
ließ alte Bilder wieder entstehen: Das Bild einer französischen Politik, die Europa
von Amerika emanzipieren bzw. Europa gegen die Dominanz der Vereinigten
Staaten behaupten wollte, veranlasste Charles de Gaulle zu den Fouchet-Plänen,
deren Stoßrichtung dann 1963 in den deutsch-französischen Vertrag mündete. Und
das Bild einer deutschen Politik, die ihre außenpolitischen Interessen gegen Wider-
stände kaum wirksam vertreten konnte und an deren Spitze Zweifel über die
Prioritäten amerikanischer Politik gewachsen waren, führte Konrad Adenauer zum
Vertragsschluss mit de Gaulle. Erst der Bundestag und dort auch die eigene Fraktion
relativierten die Stoßrichtung des Vertrages. Die Präambel zum Ratifikationsgesetz
begründete die Balance enger deutsch-französischer Beziehungen in Europa auf der
einen und dichter deutsch-amerikanischer Beziehungen im transatlantischen Kontext
auf der anderen Seite. Diese Entscheidung, die den deutsch-französischen Vertrag
für de Gaulle entschieden entwertete, neutralisierte zugleich die intensive Auseinan-
dersetzung zwischen „Gaullisten" und „Atlantikern" in der westdeutschen Politik.6

Wenn die Wiederbelebung des deutsch-französischen Motors durch Mitterrand
und Kohl im Zuge der deutschen Einheit auch als Wiederkehr der Nachkriegs-
konstellation und des Versuchs zu deuten ist, die Asymmetrien in den Potentialen
Deutschlands und Frankreichs auszutarieren, dann greift für das Paar Chirac/
Schröder 40 Jahre nach Abschluss des Elysee-Vertrags die Analogie zu den frühen
sechziger Jahren und zur Notwendigkeit eines Schulterschlusses mangels Alter-
nativen bei durchaus unterschiedlicher Interessenlage. Wie fast immer in den wich-
tigen Stationen deutsch-französischer Politik, so ging auch 2002 die Initiative nicht
vom außenpolitischen Apparat aus, sondern von den Spitzen der beiden Regie-
rungen. Der Zwang zur europapolitischen Konsenssuche aufgrund eines über-
geordneten außenpolitischen Kalküls - dessen innenpolitische Dimension weder
bei de Gaulle/Adenauer noch bei Chirac/Schröder zu übersehen ist - übersprang die
Unterschiedlichkeit der Standpunkte in Bezug auf die Europapolitik. Fünf Statio-
nen deutsch-französischer Europapolitik zwischen November 2002 und April 2003
kennzeichnen die neue Gemeinsamkeit.

Als Auftakt neuen Gleichklangs ist der Agrarkompromiss zwischen Deutschland
und Frankreich im Vorfeld des Gipfels von Brüssel anzusehen - ausgerechnet in der
Frage, die Chirac und Schröder 1999 beim Berliner EU-Gipfel weit auseinander
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geführt hatte. Ausgangspunkt der deutschen Position war das britisch-niederlän-
disch-deutsche Drängen auf Einsparungen auf Seiten der Altmitglieder zugunsten
des Agrarpakets der Beitrittsstaaten. Nachdem Frankreich zunächst versucht hatte,
durch Thematisierung des britischen Rabatts die Nettozahlerkoalition zu sprengen,
überraschten Schröder und Chirac die EU-Partnern am Vorabend des Gipfels mit
einem Kompromiss, der in einigen Modifikationen im Kreis der Staats- und Regie-
rungschefs zum Durchbruch für den Brüsseler Gipfel wurde. Im Kern beinhaltete
der Kompromiss den Verzicht Berlins auf eine Ausgabenreform vor 2006 und die
Zustimmung Frankreichs zu einer Deckelung der Ausgaben ab 2007 bei den
Direktzahlungen und die Marktpolitik.7 Die Übereinstimmung zwischen den un-
gleichen Partnern hielt auch im ersten Halbjahr 2003. Im monatelangen Tauziehen
der Agrarminister über die Reformvorschläge der Kommission stand die deutsche
Agrarministerin Künast zum Kompromiss und setzte sich für eine gestaffelte
Aussetzung der Entkopplung von Produktion und Zahlungen an die Landwirte ein.

Die zweite Station bildeten die Vorschläge der beiden Außenminister zur
„Sicherheits- und Verteidigungsunion" vom 22. November 2002. Die Initiative
nimmt alle wesentlichen Elemente der rot-grünen Koalitionsvereinbarung ein-
schließlich der institutionellen Überlegungen und der Option einer Kernbildung
über die verstärkte Zusammenarbeit auf. Anders als frühere deutsch-französische
Überlegungen oder auch als die britisch-französische Initiative von St. Malo zielte
dieser Vorstoß nicht allein auf die Krisenreaktion, sondern schlägt eine Union vor,
die „die Sicherheit ihres Gebiets und ihrer Bevölkerung" garantiert und „zur Stabi-
lität ihres strategischen Umfelds" beiträgt.8

Wenige Tage darauf reichten die beiden Außenminister Vorschläge zur Innen-
und Justizpolitik nach, die die Überführung der ehemals dritten Säule der Integra-
tion forcieren sollten. Die Initiative sieht auch einen vorsichtigen Übergang zu
Mehrheitsentscheidungen vor. Da es sich aber um eine „sensible Materie handelt,
die durch starke nationalstaatliche Traditionen geprägt ist,"9 regt das Papier Sonder-
regeln an, wie ein paralleles Initiativrecht der Mitgliedstaaten, Opt-out-Klauseln bei
polizeilichen Gemeinschaftsregeln oder den Eintritt in Projekte der verstärkten
Zusammenarbeit mit weniger als acht Mitgliedstaaten. Zu den inhaltlichen Vor-
schlägen gehören die Schaffung einer europäischen Staatsanwaltschaft, die Aus-
weitung von Europol, die Harmonisierung des materiellen Strafrechts sowie eine
gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik, in deren Rahmen auch mit qualifi-
zierter Mehrheit entschieden werden solle.

Eine dritte Station neuer Gemeinsamkeit kennzeichnen die deutsch-franzö-
sischen Vorschläge zur institutionellen Entwicklung der EU, die von beiden Außen-
ministern am 16. Januar 2003 im Konvent eingebracht wurden.10 Die Vorschläge
bilden einen Kompromiss aus deutschen und französischen Präferenzen. Aus fran-
zösischer Sicht ist dies vor allem die Einigung auf einen hauptamtlichen Vor-
sitzenden des Europäischen Rats, auf die Verkleinerung der Kommission und auf
die Verzahnung des Europäischen mit den nationalen Parlamenten über einen Kon-
gress. An deutschen Anliegen enthält die Initiative vor allem die qualifizierte Mehr-
heitsentscheidung in der Außenpolitik, den europäischen Außenminister und den
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europäischen diplomatischen Dienst, die automatische Mitentscheidung des Euro-
päischen Parlaments bei Mehrheitsentscheidungen im Rat, die Bildung eines öffent-
lich tagenden Gesetzgebungsrates sowie die Wahl des Kommissionspräsidenten
durch das Parlament. In der Ausformulierung der Optionen stecken weitere wechsel-
seitige Zugeständnisse: auf französischer Seite beispielsweise in der Beschränkung
der Rolle des Präsidenten des Europäischen Rats oder der nicht-institutionellen
Rolle des Kongresses, auf deutscher Seite etwa in der Vetoklausel für die qualifi-
zierte Mehrheitsentscheidung in der GASP oder in der „Abdrängung der Kommis-
sion von den klassischen Bereichen der Außen- und Sicherheitspolitik."11

Die vierte Etappe der Annäherung enthält die Gemeinsame Erklärung Chiracs
und Schröders zum Jahrestag des Elysee-Vertrags vom 22. Januar 2003.'2 Sie ent-
hält neben zahlreichen symbolischen Verdichtungen der politischen, rechtlichen
und zivilgesellschaftlichen Zusammenarbeit die Absicht, in der Außen-, Verteidi-
gungs-, entwicklungs- und Wirtschaftspolitik substantiell enger zu kooperieren und
einen deutsch-französischen Ministerrat anstelle der bisherigen bilateralen Konsul-
tation zu schaffen.

Der sicherheits- und verteidigungspolitische Vierergipfel in Brüssel vom 29. Ap-
ril 2003 schließlich steht für eine fünfte Etappe deutsch-französischer Europa-
Initiativen. Die von Frankreich, Deutschland, Belgien und Luxemburg verabschie-
dete Erklärung unterstreicht und erweitert die deutsch-französischen Vorschläge zur
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsunion (ESVU), indem sie Kriterien
einer Teilnahme an der ESVU benennt, die hier dezidiert als Projekt der verstärk-
ten Zusammenarbeit definiert ist. In Anknüpfung an frühere deutsch-französische
Initiativen - etwa zur Bildung des Eurocorps - erklären die vier Unterzeichner, im
Vorgriff auf die ESVU bereits „verschiedene konkrete Initiativen auf den Weg zu
bringen": eine „schnelle Reaktionsfähigkeit", ein strategisches Lufttransportkom-
mando, eine gemeinsame ABC-Abwehrfähigkeit, ein System humanitärer Sofort-
hilfe sowie europäische Ausbildungszentren. Die größte Beachtung fand der Vor-
schlag der Vier, bis Sommer 2004 den „Nukleus einer kollektiven Fähigkeit zur
Planung und Führung von Einsätzen" der EU im belgischen Tervuren zu schaffen.13

Der so genannte Pralinengipfel steht gleichzeitig für erste Anzeichen einer Rela-
tivierung der Allianz zwischen Paris und Berlin. Im Vorfeld hatte sich die Bundes-
regierung um eine Teilnahme anderer Staaten, vor allem Großbritanniens, ebenso
bemüht wie um die Vermeidung einer allzu festen Achse Paris - Berlin - Moskau,
etwa in der Vorbereitung des Petersburger Treffens mit dem russischen Präsidenten
Putin, oder um die Entkräftung einer anhaltenden Lagerbildung unter den EU-
Staaten nach dem „Brief der Acht" im Januar 2003. Für die deutsche Außen- und
Europapolitik war aus einer Ausgrenzung Großbritanniens, aus anti-deutsch-fran-
zösischen Reflexen kleinerer und künftiger EU-Mitglieder wie aus anti-transatlan-
tischen Stimmungslagen erheblich weniger zu gewinnen als für Frankreich. So hat
es den Anschein, als sei mit dem Sommer 2003 und den Schwierigkeiten der ame-
rikanischen Politik, nach dem Krieg auch den Frieden im Irak zu gewinnen, die
Neigung zu einer Wiederentdeckung der Strategie einer Balance des europäischen
deutsch-französischen Pfeilers und des transatlantischen amerikanischen Pfeilers
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deutscher Außenpolitik gewachsen. Für das deutsch-französische Paar kehrte damit
der Alltag eines Zweckverbandes zurück - die Beziehung bleibt eine Schicksals-
gemeinschaft mit erheblichen Interessendivergenzen.

Der Verfassungsentwurf aus deutscher Sicht

Abgesehen von einigen taktischen Hinhaltemanövern hatte die deutsche Europa-
politik den Konvent wie auch sein Ziel, einen Verfassungsentwurf zu erarbeiten,
stets gewollt und befördert. Die Deutschen im Konvent, Klaus Hänsch und Elmar
Brok von Seiten des Europäischen Parlaments, Peter Glotz und dann Joschka
Fischer für die Bundesregierung, Jürgen Meyer für den Bundestag und Erwin
Teufel für die Länder im Bundesrat sowie ihre jeweiligen Vertreter - allesamt über-
zeugte Vertreter von mehr Demokratie, Handlungsfähigkeit und Transparenz auf
EU-Ebene - haben die Arbeit des Konvents sachlich mitgestaltet. Sie haben sich
zäh, wie Hänsch, oder polternd, wie Brok, gegen die Dominanz Giscards gestellt
und auch in der deutschen Debatte für den Konvent geworben, zum Teil gegen
erhebliche Kritik aus den Reihen der eigenen Partei. Das Wirken der Deutschen im
Konvent illustrierte, dass der deutsche Beitrag in EU-Verfassungsfragen „weniger
von einem die Staatenautonomie schonenden Intergouvernementalismus, sondern
erkennbar mehr von einem die Staatenautonomie relativierenden Supranationa-
lismus geleitet ist."14 Diesen Ansatz verfolgte die deutsche Europapolitik eher
dezent - die markanten Steuerungsimpulse blieben auf die genannten deutsch-fran-
zösischen Initiativen konzentriert. Einen Farbtupfer setzte Joschka Fischers inten-
sives Engagement für eine gebührende Ausstattung des Amts eines europäischen
Außenministers. Nach eigenem Bekunden ein uneigennütziges Ringen, doch wäre
Fischer sicher nicht abgeneigt, sich selbst für unbedingt geeignet zu halten, wenn
sie denn Gestaltungskraft besäße.

Das Ergebnis der Arbeiten fand in der deutschen Politik eine insgesamt positive
Aufnahme, auch wenn der Entwurf die Erwartungen vor allem in den Bereichen
Demokratisierung und Verbesserung der Handlungsfähigkeit im Rat oder in der
Außen- und Sicherheitspolitik nicht wirklich erfüllt hat: In innenpolitisch strittigen
Punkten, wie der bei den Innenministern von Ländern und Bund gleichermaßen
ungeliebten Mehrheitsentscheidung in der Einwanderungs- und Asylpolitik hatten
die Deutschen selbst den Teilrückzug angetreten. „Deutschland kann über das
Ergebnis nur schwerlich klagen," resümierte Fischer nach dem Gipfel von Thessa-
loniki.15 Ein Aufschnüren des Pakets in der Regierungskonferenz sei deshalb nicht
wünschenswert, eine kurze politische Regierungskonferenz solle, so Fischer, den
Bestand des Pakets als Ganzes sichern. Aus deutscher Sicht wird diese Nachlese der
Konventsarbeit das Ergebnis nicht in der Substanz verbessern können, sondern
kann nur die Akzeptanz unter den verschiedenen Bedenkenträgern unter den alten
und neuen Mitgliedern verbessern.

Innerparteilichen Hader löste der Entwurf in den Reihen von CDU und CSU aus,
getrieben von der Kritik des bayerischen Ministerpräsidenten und sekundiert vom
CSU-Landesgruppenchef Glos. In 16 Punkten gab Stoiber brieflich der CDU-Vor-
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sitzenden Merkel seine Kritik zu Protokoll und drohte mit Ablehnung des Entwurfs.
Kernpunkte der Vorbehalte, die auch in der CDU geteilt wurden, waren der fehlen-
de „Gottesbezug" in der Verfassung und die Mehrheitsentscheidungen in der Ein-
wanderungs- und Asylpolitik. Doch Stoiber hatte daneben noch eine Fülle von
Fehlern und Versäumnissen des Konvents ausgemacht, von der Flexibilitätsklausel,
der Binnenmarktgeneralklausel und der Ländervertretung im Ministerrat bis zur
Sozial-, Energie- und Raumfahrtpolitik und zur offenen Koordinierung.16 Glos for-
derte seinerseits harte Verhandlungen zu diesen Punkten und nötigenfalls eine
„Atempause" in den Verhandlungen.17 In dem gemeinsamen Papier der beiden Par-
teien vom 22. Juni fanden zahlreiche Kritikpunkte Aufnahme, gemildert durch zwei
Abschnitte mit Lob für die Leistungen des Entwurfs. Erkennbar wurde Merkels
Mühe, ihre Position für CDU und CSU verbindlich zu machen und zugleich Stoiber
einzubinden. Die Regierung über die Europapolitik zu treiben, gelang, auch ange-
sichts deutsch-französischer Geschlossenheit, so nicht; die Opposition trieb sich
eher selbst und geriet in Gefahr, dass „die SPD um Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der proeuropäischer dasteht als CDU und CSU."18

Deutschland und Europa - Verfall einer symbiotischen Beziehung?

In der Bilanz eines unruhigen Jahres bleibt die Frage nach der Wechselwirkung von
nationaler Außenpolitik und europäischer Integrationspolitik. Zum ersten Mal seit
der Einheit hatte sich Deutschland in einen offenen Dissens mit Hauptakteuren der
westlichen Politik begeben und die Bundesregierung war dafür auch in den Medien
wie in der wissenschaftlichen Publizistik intensiv gescholten worden. Zum Paradig-
menwechsel kam es nicht - weder die von Jürgen Habermas angestoßene neue
Identitätsdebatte noch die breite Ablehnung des Irakkriegs in den europäischen
Öffentlichkeiten spielte in der Begründung deutscher Außenpolitik mehr als eine
Entlastungsrolle. Auch zeigte Berlin wenig Bereitschaft, in der Arbeitsbeziehung
mit den amerikanischen Löwen die Rolle des Hasen zugunsten der des listigen
Fuchses aufzugeben, wie Herfried Münkler den Europäern in seinen lesenswerten
„fabelhaften Überlegungen" geraten hat.19 Allerdings riskierte die deutsche Politik
im Streit über den Krieg die Lähmung ihres prinzipiellen und prioritären europä-
ischen Handlungsrahmens - dies zu riskieren war immer wieder Kollateralschaden
französischer Außenpolitik gewesen, mit begrenzter Wirkung, solange es die Bun-
desrepublik gab, aus deren Interessenlage die Integration nicht scheitern durfte. Wie
zum Beleg der These Günther Hellmanns von einer eher wachsenden Symbiose
deutscher und EU-europäischer Politik20 forcierte die deutsche Europapolitik in der
Krise die sicherheits- und verteidigungspolitische Integration, musste jedoch erfah-
ren, dass dies von einer Reihe ihrer EU-Partner eher konfrontativ als integrativ auf-
gefasst wurde. Die entscheidende Schwäche deutscher Politik scheint hier wie in
den großen Reformdebatten der deutschen Politik weniger im Wissen um eine sach-
gerechte Lösung und vielleicht auch nicht im generellen Wollen zu liegen, sondern
in der mangelnden Fähigkeit zu klaren Entscheidungen. Insofern ähneln sich deut-
sche und europäische Politikverflechtung, wo alles mit allem und alle mit allen
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anderen zusammenhängen und beinahe jeder mitentscheiden will, in ihrer begrenz-
ten Entscheidungsfähigkeit. Insofern stimmt nachdenklich, wie die deutsche
Europapolitik selbst über die verstärkte Zusammenarbeit eine Sicherheits- und
Verteidigungsunion schaffen will, während sie gleichzeitig den eigenen Verteidi-
gungsbeitrag nicht reformieren kann.
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